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Zu Abs. 1 – Zuwendungen 

1 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

Bewilligungsvoraussetzungen 

Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, wenn der Zweck durch die Über-
nahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen 
nicht erreicht werden kann. Nicht rückzahlbare Zuwendungen sollen nur be-
willigt werden, soweit der Zweck nicht durch unbedingt oder bedingt rück-
zahlbare Zuwendungen erreicht werden kann. 

Zuwendungen dürfen nur solchen Empfängern bewilligt werden, bei denen 
eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert erscheint und die in der 
Lage sind, die Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuweisen. 
Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen und Beschaffungen muss der Emp-
fänger auch in finanzieller Hinsicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße 
Verwendung und Unterhaltung der Anlagen bieten. Eine Anfinanzierung 
von Vorhaben, deren Gesamtfinanzierung nicht gesichert ist, ist unzulässig. 

Zuwendungen zur Projektförderung dürfen nur für solche Vorhaben bewilligt 
werden, die noch nicht begonnen worden sind.  

Als Vorhabensbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung 
zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten. Bei Bau-
maßnahmen gelten Planung, Bodenuntersuchung, Beauftragung von 
Fach-gutachten, Grunderwerb und Herrichten des Grundstücks (zum 
Beispiel Gebäudeabbruch, Planieren) nicht als Beginn des Vorhabens, es 
sei denn, sie sind alleiniger Zweck der Zuwendung. 

Satz 1 findet keine Anwendung bei der Fortsetzung gleichartiger, ganzjäh-
riger Maßnahmen desselben Trägers, für die im Haushaltsplan des 
Vorjah-res Zuwendungen bewilligt worden sind, bei denen eine Änderung 
der För-dervoraussetzungen nicht eingetreten ist und für die auch im 
nachfolgenden Bewilligungszeitraum Zuwendungsmittel haushaltsmäßig 
vorgesehen sind (Anschlussbewilligungen). 

Die Bewilligungsbehörde kann im Einzelfall allein und das zuständige 
Mi-nisterium für einzelne Zuwendungsbereiche im Einvernehmen mit dem 
Mi-nisterium der Finanzen Ausnahmen von Satz 1 zulassen. Dabei ist die 
An-tragstellerin oder der Antragsteller darauf hinzuweisen, dass aus dieser 
Ge-nehmigung kein Rechtsanspruch auf eine Förderung entsteht und 
die für eine eventuelle Zuwendung relevanten Voraussetzungen bereits 
bei der vorzeitigen Durchführung des Vorhabens einzuhalten sind 
(insbesondere die einschlägigen allgemeinen und ggf. baufachlichen 
Nebenbestimmun-gen sowie weitere, sich aus haushaltsrechtlichen oder 
anderen Vorschrif-ten, Bestimmungen des Förderprogramms oder der 
Eigenart des Vorha-bens ergebende Regelungen). Die allgemeinen 
Nebenbestimmungen und weitere einschlägigen Nebenbestimmungen 
sind der Zustimmung zum vor-zeitigen Vorhabensbeginn beizufügen. 

Sollen für denselben Zweck Zuwendungen ausnahmsweise von mehreren 
Stellen des Landes oder sowohl vom Land als auch von anderen juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts bewilligt werden, haben die Zu-
wendungsgeber vor der Bewilligung mindestens Einvernehmen herbeizu-
führen über 
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- die zu finanzierenden Maßnahmen und die zuwendungsfähigen Ausga-
ben,

- die Finanzierungsart und die Höhe der Zuwendung (Nr. 2),

- Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid (Nr. 5),

- die Beteiligung der fachlich zuständigen technischen staatlichen Verwal-
tung, z. B. in den Fällen der Nr. 6,

- den Verwendungsnachweis und seine Prüfung durch eine der beteiligten
Verwaltungen (Nr. 10 und 11). Im Allgemeinen wird für die Prüfung des
Verwendungsnachweises die Stelle in Betracht kommen, welche die
größte Zuwendung bewilligt hat oder die dem Sitz des Zuwendungsemp-
fängers am nächsten liegt.

Die Vereinbarung sollte auch eine Regelung über die Aufteilung möglicher 
Rückzahlungsbeträge enthalten. 

1.5 Vor Abschluss von Vereinbarungen mit anderen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts ist der Rechnungshof zu hören, wenn die Zuwendung 
des Landes mehr als 100.000 Euro beträgt; in jedem Fall ist er über eine 
solche Vereinbarung zu unterrichten. 

1.6 Unterschiedliche Finanzierungsarten der Zuwendungsgeber sind möglichst 
auszuschließen. Kann dies nicht vermieden werden, , ist im Hinblick auf 
eine mögliche Anspruchskonkurrenz zu prüfen, ob und gegebenenfalls in-
wieweit die Nr. 2 der anzuwendenden Nebenbestimmungen einer ergän-
zenden Regelung bedarf. 

1.7 Bei Baumaßnahmen muss der Zuwendungsempfänger sein 

- Eigentümer oder Erbbauberechtigter des Grundstücks (Erbbauvertrag
auf mindestens 66 Jahre) oder Inhaber eines dinglich gesicherten Nut-
zungsrechts oder

- wenn sich das Grundstück im Eigentum einer Gebietskörperschaft befin-
det, im Besitz eines auf mindestens 25 Jahre abgeschlossenen Pacht-
vertrages oder

- bei Vorhaben kleineren Umfanges im Besitze eines auf mindestens 15
Jahre abgeschlossenen Nutzungsvertrages (z.B. Miet- oder Pachtver-
trag).

1.8 

2 

2.1 

Die Restlaufzeit der oben genannten Verträge muss jeweils mindestens 
der Zweckbindungsfrist entsprechen. 

Mit einer Projektförderung darf erst begonnen werden, wenn die nach 
Nr. 3.5 zu § 23 erforderliche Zielbestimmung vorliegt. 

Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung 

Vor Bewilligung der Zuwendung ist zu prüfen, welche Finanzierungsart un-
ter Berücksichtigung der Interessenlage des Landes und des Zuwendungs-
empfängers den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit am 
besten entspricht. 
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2.2 Die Zuwendung wird grundsätzlich zur Teilfinanzierung des zu erfüllenden 
Zwecks bewilligt, und zwar 

2.2.1 nach einem bestimmten Vomhundertsatz oder Anteil der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben (Anteilfinanzierung); die Zuwendung ist bei der Bewilligung 
auf einen Höchstbetrag zu begrenzen; oder 

2.2.2 zur Deckung des Fehlbedarfs, der insoweit verbleibt, als der Zuwendungs-
empfänger die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht durch eigene oder 
fremde Mittel zu decken vermag (Fehlbedarfsfinanzierung); die Zuwendung 
ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen; oder 

2.2.3 bei Zuwendungen bis 5.000 Euro stets, im Übrigen in anderen geeigneten 
Fällen mit einem festen Betrag an den zuwendungsfähigen Ausgaben 
(Festbetragsfinanzierung); dabei kann die Zuwendung auch auf das Vielfa-
che eines Betrages festgesetzt werden, der sich für eine bestimmte Einheit 
ergibt. Hierzu sollen nach Möglichkeit Kostenpauschalen oder sonstige 
Richtwerte zugrunde gelegt werden. Abweichend von Satz 1 kommt eine 
Festbetragsfinanzierung nicht in Betracht, wenn im Zeitpunkt der Bewilli-
gung konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass mit nicht bestimmbaren 
späteren Finanzierungsbeiträgen Dritter oder mit Einsparungen zu rechnen 
ist. 

2.3 Eine Zuwendung darf ausnahmsweise zur Vollfinanzierung bewilligt wer-
den, wenn der Zuwendungsempfänger an der Erfüllung des Zwecks kein 
oder ein nur geringes wirtschaftliches Interesse hat, das gegenüber dem 
Landesinteresse nicht ins Gewicht fällt, oder wenn die Erfüllung des Zwecks 
in dem notwendigen Umfang nur bei Übernahme sämtlicher zuwendungs-
fähiger Ausgaben durch das Land möglich ist. Die Zuwendung ist bei der 
Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen. 

2.4 Liegt der zu fördernde Zweck auch im Interesse von Dritten, sollen diese 
sich angemessen an den zuwendungsfähigen Ausgaben beteiligen. 

2.5 Die Vorsteuerbeträge nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) gehö-
ren, soweit sie bei der Umsatzsteuer abgesetzt werden können, nicht zu 
den zuwendungsfähigen Ausgaben. 

3 Antragsverfahren 

3.1 Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es grundsätzlich eines schrift-
lichen Antrags. 

3.2 Anträge auf Zuwendungen müssen die zur Beurteilung der Notwendigkeit 
und Angemessenheit der Zuwendung erforderlichen Angaben enthalten. 
Auf Verlangen der Bewilligungsbehörde sind die Angaben durch geeignete 
Unterlagen zu belegen. 

3.3 Dem Antrag sind insbesondere beizufügen 

3.3.1 bei Projektförderung (Nr. 2.1 zu § 23) ein Finanzierungsplan (aufgegliederte 
Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausga-
ben mit einer Übersicht über die beabsichtigte Finanzierung) und eine Er-
klärung, dass mit der Maßnahme noch nicht begonnen worden ist, 
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3.3.2 bei institutioneller Förderung (Nr. 2.2 zu § 23) ein Haushalts- oder Wirt-
schaftsplan und ggf. eine Überleitungsrechnung (Nr. 3.4 zu § 23), 

3.3.3 eine Erklärung darüber, ob der Zuwendungsempfänger allgemein oder für 
das betreffende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt 
ist. In diesem Fall hat er im Finanzierungsplan oder Haushalts- oder Wirt-
schaftsplan die sich ergebenden Vorteile auszuweisen. 

3.4 Das Ergebnis der Antragsprüfung ist zu vermerken. Dabei kann auf andere 
Unterlagen (Antrag, Zuwendungsbescheid) verwiesen werden. In dem Ver-
merk soll insbesondere auf die Notwendigkeit und Angemessenheit der Zu-
wendung eingegangen werden sowie auf 

3.4.1 die Beteiligung anderer Dienststellen (auch in fachtechnischer Hinsicht), 

3.4.2 den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben (auch unter Berücksichti-
gung der Nr. 2.5), 

3.4.3 die Wahl der Finanzierungsart, 

3.4.4 die Sicherung der Gesamtfinanzierung, 

3.4.5 die finanzielle Auswirkung auf künftige Haushaltsjahre, 

3.4.6 den Bezug des Vorhabens zu den Zielen des Förderprogramms. 

3.5 Soll eine Zuwendung ausnahmsweise ohne schriftlichen Antrag bewilligt 
werden, so begründet die Bewilligungsbehörde die Notwendigkeit und An-
gemessenheit der Zuwendung. 

3.6 Bei einer Zuwendung an Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum 
Teil der Förderung der Wirtschaft dienen soll, gilt zusätzlich Folgendes: 

3.6.1 Es bedarf eines schriftlichen Antrags. 

3.6.2 Dem Antragsteller sind im Antragsvordruck oder in anderer Weise im Zu-
sammenhang mit dem Antrag die Tatsachen als subventionserheblich i. S. 
des § 264 Strafgesetzbuch (StGB) zu bezeichnen (§ 1 des Hessischen Sub-
ventionsgesetzes - Hess. SubvG - i. V. m. § 2 Abs. 1 des Subventionsge-
setzes - SubvG), die nach  

- dem Zuwendungszweck,

- Rechtsvorschriften,

- diesen Verwaltungsvorschriften und den Nebenbestimmungen zum Zu-
wendungsbescheid (Nr. 5),

- besonderen Verwaltungsvorschriften, Richtlinien oder sonstigen Zuwen-
dungsvoraussetzungen

für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das 
Belassen der Zuwendung von Bedeutung sind. Der Antragsteller ist auf die 
Strafbarkeit des Subventionsbetrugs nach § 264 StGB hinzuweisen. 

3.6.3 Zu den Tatsachen nach Nr. 3.6.2 gehören insbesondere solche, 

- die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwen-
dung von Bedeutung sind (Nr. 3.2),
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- die Gegenstand der Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Vermö-
gensübersichten oder Gutachten, des Finanzierungsplans, des Haus-
halts- oder Wirtschaftsplans, etwaiger Übersichten und Überleitungs-
rechnungen oder sonstiger nach Nr. 3.2 und 3.3 dem Antrag beizufügen-
der Unterlagen sind,

- von denen nach Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 49, 49a HVwVfG)
oder anderen Rechtsvorschriften die Erstattung der Zuwendung abhän-
gig ist,

- die sich auf die Art und Weise der Verwendungen eines aus der Zuwen-
dung beschafften Gegenstandes beziehen (§ 1 Hess. SubvG i. V. m. § 3
Abs. 2 SubvG).

3.6.4 Subventionserhebliche Tatsachen sind ferner solche, die durch Scheinge-
schäfte oder Scheinhandlungen verdeckt werden, sowie Rechtsgeschäfte 
oder Handlungen unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten im Zu-
sammenhang mit einer beantragten Zuwendung (§ 1 Hess. SubvG i. V. m. 
§ 4 SubvG).

3.6.5 Der Antragsteller hat in dem Antrag oder in anderer Weise vor der Bewilli-
gung zu versichern, dass ihm die Tatsachen nach Nr. 3.6.2 bis 3.6.4 als 
subventionserheblich und die Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach 
§ 264 StGB bekannt sind.

3.6.6 Ergeben sich aus den Angaben des Antragstellers, den eingereichten Un-
terlagen oder sonstigen Umständen Zweifel, ob die beantragte oder in An-
spruch genommene Zuwendung mit dem Zuwendungszweck oder den Zu-
wendungsvoraussetzungen im Einklang steht, so hat die Bewilligungsbe-
hörde dem Zuwendungsempfänger die Tatsachen, deren Aufklärung zur 
Beseitigung der Zweifel notwendig erscheint, nachträglich als subventions-
erheblich i.S. des § 264 StGB zu bezeichnen (§ 1 Hess. SubvG i.V.m. § 2 
Abs. 2 SubvG). 

4 Bewilligung 

4.1 Zuwendungen werden durch schriftlichen Zuwendungsbescheid bewilligt. 
Soweit dem Antrag des Zuwendungsempfängers nicht entsprochen wird, ist 
dies erforderlichenfalls zu begründen (§ 39 HVwVfG). 

4.2 Der Zuwendungsbescheid muss insbesondere enthalten: 

4.2.1 die genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfängers, 

4.2.2 Art (Nr. 2 zu § 23) und Höhe der Zuwendung, 

4.2.3 die genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks und - wenn mit Hilfe der 
Zuwendung Gegenstände erworben oder hergestellt werden – ggf. die An-
gabe, wie lange diese für den Zuwendungszweck gebunden sind. Ergän-
zend gilt: 

- Die Bezeichnung des Zuwendungszwecks muss so eindeutig und detail-
liert festgelegt werden, dass sie auch als Grundlage für eine begleitende
und abschließende Kontrolle des Erfolgs des Vorhabens oder des För-
derprogramms dienen kann. Der Zuwendungszweck ist ggf. durch Erläu-
terungen zu präzisieren.
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- Werden Gegenstände erworben oder hergestellt, so ist regelmäßig fest-
zulegen, ob der Zuwendungsempfänger nach Ablauf der zeitlichen Bin-
dung in der Verfügung über beschaffte Gegenstände frei wird oder wie
er anderenfalls zu verfahren hat. So kann der Zuwendungsempfänger
beispielsweise verpflichtet werden, auf Verlangen für den Zuwendungs-
zweck nicht mehr benötigte Gegenstände dem Land oder einem Dritten
zu übereignen, zu veräußern oder den Restwert abzugelten. Für den Fall
der Veräußerung kann die Bewilligungsbehörde ihre Einwilligung mit wei-
teren Auflagen verbinden. Sie kann beispielsweise verlangen, dass ein
bestimmter Mindesterlös erzielt wird.

- Bei der Bewilligung kann die Bewilligungsbehörde ferner auferlegen,
dass der Zuwendungsempfänger während der zeitlichen Bindung be-
stimmte Verfügungen über beschaffte Gegenstände vornimmt, beispiels-
weise nicht mehr für den Zuwendungszweck benötigte Gegenstände
dem Land oder einem Dritten übereignet.

4.2.4 die Finanzierungsart (Nr. 2) und den Umfang der zuwendungsfähigen Aus-
gaben, 

4.2.5 den Bewilligungszeitraum; dieser kann bei Zuwendungen zur Projektförde-
rung über das laufende Haushaltsjahr hinausgehen, soweit hierfür eine 
haushaltsrechtliche Ermächtigung vorhanden ist, 

4.2.6 bei Förderung desselben Zwecks durch mehrere Stellen (Nr. 1.4) die aus-
drückliche Benennung der Stelle, gegenüber der der Verwendungsnach-
weis zu erbringen ist, 

4.2.7 soweit zutreffend den Hinweis auf die in Nr. 3.6.2 bis 3.6.4 bezeichneten 
subventionserheblichen Tatsachen sowie auf die Offenbarungspflicht nach 
§ 1 Hess. SubvG i.V.m. § 3 SubvG,

4.2.8 soweit zutreffend die Anforderung einer Überleitungsrechnung auf Einnah-
men und Ausgaben (Nr. 3.4 zu § 23),  

4.2.9 die anzuwendenden Nebenbestimmungen und etwaige Abweichungen 
(Nr. 5). Ggf. sind spezielle Auflagen festzulegen, um eine begleitende und 
abschließende Kontrolle des Erfolgs des Vorhabens oder des Förderpro-
gramms zu ermöglichen 

4.2.10 und ggf. eine Rechtsbehelfsbelehrung. 

4.3 Die Bewilligungsbehörde kann, anstatt einen Zuwendungsbescheid zu er-
lassen, ausnahmsweise einen Zuwendungsvertrag mit dem Zuwendungs-
empfänger schließen (§ 54 HVwVfG). Hierbei gelten die Vorschriften für Zu-
wendungen durch Bescheid sinngemäß. 

4.4 Ein Abdruck des Zuwendungsbescheides oder des Zuwendungsvertrages 
ist mit einer Zweitschrift des Antrags dem Rechnungshof nur auf besondere 
Anforderung zu übersenden. 

4.5 Stellt sich, beispielsweise auf Grund einer Mitteilung des Zuwendungsemp-
fängers, heraus, dass der Zuwendungszweck mit der bewilligten Zuwen-
dung nicht zu erreichen ist, hat die Bewilligungsbehörde zu prüfen, ob das 
Vorhaben eingeschränkt, umfinanziert oder notfalls eingestellt wird oder ob 
die Zuwendung ausnahmsweise erhöht werden kann. 
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5 

5.1 

5.1.1 

5.1.2 

5.1.3 

5.1.4 

5.2 

5.3 

5.3.1 

Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 

Allgemeine Nebenbestimmungen i. S. des § 36 HVwVfG für Zuwendungen 
zur institutionellen Förderung (ANBest-I) und zur Projektförderung (ANBest-
P) sowie zur Projektförderung bei Gebietskörperschaften (ANBest-GK) er-
geben sich aus den Anlagen 1 bis 3. Sie sind zum Bestandteil des Zuwen-
dungsbescheides zu machen. Die Bewilligungsbehörde darf - auch nach 
Bekanntgabe des Zuwendungsbescheids -

bei institutioneller Förderung die Verwendung von Mitteln eines Ansatzes 
des Haushalts- oder Wirtschaftsplans für Zwecke eines anderen Ansatzes 
zulassen, 

bei Projektförderung im Einzelfall eine Überschreitung der Einzelansätze 
des Finanzierungsplans um mehr als 50 Prozent zulassen, soweit die Über-
schreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen 
ausgeglichen werden kann,  

bei Projektförderung einen einfachen Verwendungsnachweis nach Nr. 6.5 
ANBest-P zulassen für juristische Personen des öffentlichen Rechts und 
Unternehmen, bei denen das Land Rechte nach § 53 Haushaltsgrundsät-
zegesetz (HGrG) oder § 67 hat. Voraussetzung ist, dass die Bücher nach 
den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung oder entspre-
chend den für den Bund, ein Land oder eine Gemeinde geltenden haus-
haltsrechtlichen Vorschriften geführt werden. Ein einfacher Verwendungs-
nachweis kann auch zugelassen werden, wenn die zweckentsprechende 
Verwendung der Zuwendung auch ohne Belege an Hand einer summari-
schen Darstellung der Einnahmen und Ausgaben nachprüfbar ist, 

bei Vorliegen besonderer Umstände Fristen für die Vorlage der Verwen-
dungsnachweise abweichend von den Allgemeinen Nebenbestimmungen 
festlegen sowie die Vorlage reproduzierter Belege zulassen oder auf die 
Vorlage von Belegen verzichten. Die Vorlage reproduzierter Belege kommt 
in Betracht, wenn der Zuwendungsempfänger zur Aufbewahrung seiner Be-
lege Bild- oder Datenträger – ausgenommen Fotokopien als Bildträger von 
Originalbelegen – verwendet. 

Die Bewilligungsbehörde darf bei gemeinsamer Finanzierung mit dem Bund 
oder mit anderen Bundesländern anstelle der Allgemeinen Nebenbestim-
mungen des Landes die des Bundes oder eines anderen Bundeslandes 
zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides machen. Ausgenommen hier-
von sind die Regelungen über die Erstattung der Zuwendung und die Ver-
zinsung. 

Über die Allgemeinen Nebenbestimmungen (Nr. 5.1) hinaus soll je nach Art, 
Zweck und Höhe der Zuwendung sowie nach Lage des einzelnen Falles im 
Zuwendungsbescheid bzw. in Besonderen Nebenbestimmungen insbeson-
dere geregelt werden:  

bei nicht rückzahlbaren Zuwendungen der Vorbehalt dinglicher Rechte an 
beweglichen Sachen, Grundstücken und Rechten zur Sicherung der zweck-
entsprechenden Verwendung oder eines etwaigen Erstattungsanspruchs. 
Eine dingliche Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruchs ist regelmä-
ßig vorzusehen, wenn aus nicht rückzahlbaren Zuwendungen Grundstücke 
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oder Rechte erworben werden. Bei Gebietskörperschaften kommt regelmä-
ßig keine dingliche Sicherung in Betracht, 

5.3.2 bei bedingt oder unbedingt rückzahlbaren Zuwendungen die Rückzahlung 
und Verzinsung sowie die Sicherung des Erstattungsanspruchs, 

5.3.3 bei Zuwendungen für die Herausgabe von Veröffentlichungen die Lieferung 
einer angemessenen Zahl von Freistücken, 

5.3.4 die Einräumung von Benutzungsrechten an Schutzrechten, die Übertra-
gung von Schutzrechten auf das Land oder seine angemessene Beteiligung 
an den Erträgen aus diesen Rechten, 

5.3.5 bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige wissenschaftliche Arbeiten 
die Nutzbarmachung der Ergebnisse für die Allgemeinheit, z. B. durch Ver-
öffentlichung,  

5.3.6 die Beteiligung fachtechnischer Dienststellen, 

5.3.7 Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungsnachweises; dabei kann die 
Bewilligungsbehörde die Auszahlung eines angemessenen Restbetrages 
der Zuwendung von der Vorlage des Verwendungsnachweises abhängig 
machen, 

5.3.8 bei Zuwendungen an Unternehmen, bei denen das Land Rechte nach § 53 
HGrG oder § 67 hat, die Prüfung auch der zweckentsprechenden sowie der 
wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung der Zuwendungen durch ei-
nen sachverständigen Prüfer, z. B. Wirtschaftsprüfer, und die Vorlage des 
Berichts über diese Prüfung, 

5.3.9 bei institutioneller Förderung die entsprechende Anwendung haushalts-
rechtlicher Vorschriften des Landes, 

5.3.10 bei durch EU-Mittel kofinanzierten Zuwendungen die Beachtung besonde-
rer EU-rechtlicher Vorgaben.  

6 Zuwendungen für Baumaßnahmen 

6.1 Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen ist die fachlich zuständige techni-
sche staatliche Verwaltung zu beteiligen. Von einer Beteiligung darf abge-
sehen werden, wenn die für eine Baumaßnahme vorgesehenen Zuwendun-
gen von Bund und Ländern zusammen 500.000 Euro nicht übersteigen. Von 
einer Beteiligung soll ferner abgesehen werden, wenn das Land bei der Be-
messung der zuwendungsfähigen Ausgaben Richtsätze zugrunde gelegt 
hat. 

6.2 Die Richtlinien des Bundes für die Durchführung von Zuwendungsbaumaß-
nahmen (RZBau) zu den VV zu § 44 BHO in der jeweils gültigen Fassung 
sind sinngemäß anzuwenden. Abweichungen und Besonderheiten werden 
auf dem Erlasswege geregelt. 

6.3 Soweit Regelungen nach Nr. 6.2 den Verwendungsnachweis betreffen, ist 
auch das Einvernehmen mit dem Rechnungshof herzustellen. 
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7 Auszahlung der Zuwendung 

7.1 Die Zuwendungen sollen regelmäßig erst ausgezahlt werden, wenn der Zu-
wendungsbescheid bestandskräftig geworden ist. Der Zuwendungsempfän-
ger kann die Bestandskraft des Zuwendungsbescheides herbeiführen und 
damit die Auszahlung beschleunigen, wenn er erklärt, dass er auf einen 
Rechtsbehelf verzichtet.  

7.2 Die Zuwendungen dürfen nur insoweit und nicht eher ausgezahlt werden, 
als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für fäl-
lige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden, so-
fern nicht Teilbeträge zu festgelegten Terminen zugelassen sind. 

7.3 Bei Projektförderung längerfristiger Vorhaben sollen nur Teilbeträge ausge-
zahlt und die Auszahlung in der Regel davon abhängig gemacht werden, 
dass die Verwendung der bereits gezahlten Teilbeträge in summarischer 
Form nachgewiesen wird. 

7.4 Zuwendungen können in geeigneten Fällen erst nach Vorlage des Verwen-
dungsnachweises in einer Summe ausgezahlt werden. 

8 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungsbeschei-
des, Erstattung der Zuwendung und Verzinsung 

8.1 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von Zuwendungsbescheiden so-
wie die Erstattung der Zuwendung und die Verzinsung des Erstattungsan-
spruchs richten sich nach Verwaltungsverfahrensrecht (vgl. insbesondere 
§§ 48, 49, 49a HVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften. Die erforderli-
chen Verwaltungsakte sind im Allgemeinen unter Angabe der Rechtsgrund-
lage schriftlich zu begründen (§ 39 HVwVfG). Auf die Anhörungspflicht nach
§ 28 HVwVfG wird hingewiesen.

8.2 Es ist wie folgt zu verfahren: 

8.2.1 Die Bewilligungsbehörde hat die Zuwendung, auch wenn sie bereits ver-
wendet worden ist, insoweit unverzüglich zurückzufordern, als im Zuwen-
dungsbescheid enthaltene Befristungen wirksam geworden oder Bedingun-
gen eingetreten sind (§ 36 Abs. 2 Nr. 1 und 2 HVwVfG). 

8.2.2 Die Bewilligungsbehörde hat regelmäßig einen Zuwendungsbescheid nach 
§§ 48, 49a HVwVfG mit Wirkung für die Vergangenheit ganz oder teilweise
unverzüglich zurückzunehmen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits
verwendet worden ist, zurückzufordern, insbesondere soweit der Zuwen-
dungsempfänger den Zuwendungsbescheid durch Angaben erwirkt hat, die
in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren. Dies ist an-
zunehmen, wenn bei richtigen oder vollständigen Angaben der Zuwen-
dungsbescheid nicht ergangen oder die Zuwendung in geringerer Höhe be-
willigt worden wäre.

8.2.3 Die Bewilligungsbehörde hat regelmäßig einen Zuwendungsbescheid nach 
§§ 49 Abs. 3, 49a HVwVfG mit Wirkung auch für die Vergangenheit ganz
oder teilweise unverzüglich zu widerrufen und die Zuwendung, auch wenn
sie bereits verwendet worden ist, zurückzufordern, soweit sie nicht oder
nicht mehr ihrem Zweck entsprechend verwendet wird.
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8.2.4 Ein Fall des § 49 Abs. 3 HVwVfG liegt auch vor, wenn aus der Zuwendung 
beschaffte Gegenstände während der zeitlichen Bindung nicht oder nicht 
mehr zweckentsprechend verwendet werden. Der Zuwendungsbescheid ist 
in der Regel entsprechend dem auf die Gegenstände entfallenden Zuwen-
dungsbetrag zu widerrufen. Bei der Entscheidung über den Umfang des Wi-
derrufs soll die Zeit der zweckentsprechenden Verwendung angemessen 
berücksichtigt werden. Die Bewilligungsbehörde kann von einem Widerruf 
des Zuwendungsbescheids absehen, wenn 

- der Zuwendungsempfänger nachweist, dass die Gegenstände für den
Zuwendungszweck nicht mehr geeignet sind und ein vermögenswerter
Vorteil nicht mehr gezogen werden kann,

- die Gegenstände mit Einwilligung der Bewilligungsbehörde für andere
förderungsfähige Zwecke verwendet werden oder

- seit der Anschaffung oder Fertigstellung der Gegenstände bei Grundstü-
cken und grundstücksgleichen Rechten 25 Jahre, im Übrigen 10 Jahre
vergangen sind, sofern nicht ohnehin bereits vorher die Frist der zeitli-
chen Bindung abgelaufen ist.

8.2.5 Die Bewilligungsbehörde hat zu prüfen, ob der Zuwendungsbescheid nach 
§§ 49 Abs. 3, 49a HVwVfG mit Wirkung auch für die Vergangenheit ganz
oder teilweise zu widerrufen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits
verwendet worden ist, zurückzufordern ist, soweit der Zuwendungsempfän-
ger

- die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für
fällige Zahlungen verwendet oder

- mit dem Zuwendungsbescheid verbundene Auflagen (vgl. § 36 Abs. 2
Nr. 4 und 5 HVwVfG) nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist er-
füllt, insbesondere gegen das für ihn geltende oder ihm auferlegte Verga-
berecht verstößt, den Verwendungsnachweis nicht wie vorgeschrieben
führt oder nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten nicht recht-
zeitig nachkommt.

8.2.5.1 Bei schweren Verstößen gegen die geltenden Vergabebestimmungen sind 
die Ausgaben für die Auftragseinheit (z. B. Teillos oder Fachlos), bei der der 
Verstoß ermittelt wurde, von der Förderung auszuschließen. Dadurch kann 
der Zuwendungsbetrag für die Gesamtmaßnahme ganz oder weitgehend 
wegfallen, etwa weil keine oder nur große Teillose ohne ausreichende wirt-
schaftliche oder technische Gründe vergeben wurden. Bedeutet das eine 
erhebliche Härte für den Zuwendungsempfänger, ist der Kürzungsbetrag 
auf 20 bis 25 Prozent der Gesamtzuwendung zu beschränken. Dieser Rah-
men kann sowohl über- als auch unterschritten werden, sofern besondere 
Gründe vorliegen.  

Als schwere Verstöße kommen insbesondere folgende Tatbestände in Be-
tracht: 

- Auftragsvergabe ohne eine vorgeschriebene öffentliche Ausschreibung
oder öffentlichen Teilnahmewettbewerb,

- unzulässige Beschränkung des Wettbewerbs,
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- Bevorzugung des Angebots eines ortsansässigen Bieters gegenüber
dem wirtschaftlichsten Angebot,

- Ausscheiden des wirtschaftlichsten Angebots

- aus sonstigen vergabefremden Erwägungen,

- durch nachträgliche Preisverhandlungen oder Änderungen der Verga-
beunterlagen,

- durch nachträgliche Herausnahme von Leistungen aus den Angebo-
ten,

- durch Zulassung eines Angebots, das auszuschließen gewesen wäre,

- Ausscheiden oder teilweises Ausscheiden des wirtschaftlichsten Ange-
bots durch nachträgliche Losaufteilung,

- Freihändige Vergabe, Verhandlungsvergabe oder Verhandlungsverfah-
ren, ohne dass dies vergaberechtlich zulässig gewesen wäre.

8.2.5.2 Unabhängig davon, ob eine Zuwendungskürzung wegen eines Vergabever-
stoßes vorzunehmen ist oder nicht, sind von der Bewilligungsbehörde in 
jedem Fall vermeidbare Mehrausgaben wegen Nichtbeachtung oder fehler-
hafter Anwendung der Vergabegrundsätze durch Widerruf des Zuwen-
dungsbescheids in entsprechender Höhe aus der Förderung herauszuneh-
men. Es handelt sich insoweit um die förderrechtlich gebotene Ausschei-
dung nicht notwendiger und damit nicht zuwendungsfähiger Ausgaben (un-
wirtschaftliches Verhalten des Zuwendungsempfängers). 

8.2.6 In den Fällen der Nummern 8.2.2 bis 8.2.5 sowie bei den Ermessensent-
scheidungen nach dem HVwVfG hat die Bewilligungsbehörde bei der Aus-
übung ihres Ermessens die Besonderheiten des Einzelfalles (u. a. die Zeit-
dauer der zweckentsprechenden Verwendung) sowie die Interessen des 
Zuwendungsempfängers und die öffentlichen Interessen gleichermaßen zu 
berücksichtigen.  

8.3 Es ist stets darauf zu achten, dass die Rücknahme oder der Widerruf des 
Zuwendungsbescheides innerhalb der Jahresfrist nach § 48 Abs. 4 Satz 1 
und § 49 Abs. 3 Satz 2 HVwVfG erfolgt.  

Die Jahresfrist beginnt, wenn die Behörde positiv Kenntnis von den Tatsa-
chen, welche die Rücknahme oder den Widerruf des Verwaltungsakts recht-
fertigen, erhalten hat. Die Behörde erlangt diese positive Kenntnis, wenn 
der nach der innerbehördlichen Geschäftsverteilung zur Rücknahme oder 
Widerruf des Verwaltungsakts berufene Amtswalter oder ein sonst innerbe-
hördlich zur rechtlichen Überprüfung des Verwaltungsakts berufener Amts-
walter die die Rücknahme oder den Widerruf des Verwaltungsakts rechtfer-
tigenden Tatsachen feststellt. Die fristerhebliche Feststellung ist getroffen, 
sobald diese Tatsachen vollständig, uneingeschränkt und zweifelsfrei ermit-
telt sind. 

8.4 Der Erstattungsanspruch ist vom Eintritt der Unwirksamkeit des Zuwen-
dungsbescheids an fällig und mit fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen 
Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich zu verzinsen. Im Fall der Rück-
nahme oder des Widerrufs für die Vergangenheit entsteht der Erstattungs-
anspruch in dem im Rücknahme- oder Widerrufsbescheid anzugebenden 
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Zeitpunkt des Eintritts der Unwirksamkeit. Das ist regelmäßig der Tag, an 
dem die zur Rücknahme oder zum Widerruf führenden Umstände eingetre-
ten sind. Bei Eintritt einer rückwirkenden auflösenden Bedingung entsteht 
der Erstattungsanspruch im Zeitpunkt der Auszahlung der Zuwendung. 

Von der Geltendmachung des Zinsanspruchs kann insbesondere dann ab-
gesehen werden, wenn Begünstigte die Umstände, die zur Rücknahme, 
zum Widerruf oder zur Unwirksamkeit des Zuwendungsbescheids geführt 
haben, nicht zu vertreten haben und den zu erstattenden Betrag innerhalb 
der von der Bewilligungsbehörde festgesetzten Frist leisten. Werden Zinsen 
nicht erhoben, sind die Gründe für die Nichterhebung aktenkundig zu ma-
chen. 

8.5 Wird die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks verwendet (Nr. 8.2.5) und wird der Zuwendungsbe-
scheid nicht widerrufen, sind regelmäßig für die Zeit von der Auszahlung bis 
zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe von fünf 
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich 
zu verlangen. Entsprechendes gilt, soweit eine Zuwendung in Anspruch ge-
nommen wird, obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen 
sind. 

8.6 Für die Erhebung von Zinsen wegen des Anspruchs auf Erstattung einer 
Zuwendung, die vor Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung ver-
waltungsrechtlicher Vorschriften vom 21. März 2005 (GVBl. I S. 218) am 
30. März 2005 erbracht worden sind, gelten die bisherigen Bestimmungen
fort, soweit sie für die oder den Erstattungspflichtigen günstiger sind.

8.7 Die Bewilligungsbehörde kann von einer Rückforderung der Zuwendung 
absehen, wenn der zurückzufordernde Betrag nicht mehr als 500 Euro be-
trägt. Sie kann ferner auf die Erhebung von Zinsen verzichten, wenn der 
Zinsanspruch nicht mehr als 50 Euro beträgt. 

9 Überwachung der Verwendung 

9.1 Die Verwaltung hat die Verwendung der Zuwendung zu überwachen. 

9.2 Wer Zuwendungen bewirtschaftet, hat für jedes Haushaltsjahr eine beson-
dere nach Produkten und Förderprogrammen gegliederte Übersicht zu füh-
ren über 

- Empfänger, Art, Höhe und Zweck der Zuwendung,

- die zur Zahlung angewiesenen oder vom Zuwendungsempfänger ange-
forderten Beträge sowie die eingegangenen Verpflichtungen,

- den vorgeschriebenen Zeitpunkt für die Vorlage des Verwendungsnach-
weises, dessen Eingang, den Zeitpunkt der Prüfung durch die Verwal-
tung und die Abgabe an die Rechnung legende Stelle.

9.3 Dem Rechnungshof ist auf besondere Anforderung der Inhalt der Übersicht 
nach Nr. 9.2 mitzuteilen. Mit dessen Einwilligung können vereinfachte Über-
sichten geführt werden. 
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10 Nachweis der Verwendung 

Die Bewilligungsbehörde hat von dem Zuwendungsempfänger den Nach-
weis der Verwendung entsprechend den Nebenbestimmungen zu verlan-
gen. Soweit die Zuwendung als Festbetrag oder aufgrund von Kostenpau-
schalen gewährt wird, können abweichend von den Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen in den einzelnen Förderrichtlinien Erleichterungen für den 
Nachweis der Verwendung im Einvernehmen mit dem Rechnungshof zuge-
lassen werden. 

11 Prüfung des Verwendungsnachweises 

11.1 Die Bewilligungsbehörde, die nach Nr. 1.4 zuständige oder sonstige beauf-
tragte Stelle hat - auch im Hinblick auf die Jahresfrist nach § 48 Abs. 4 und 
§ 49 Abs. 2 Satz 2 HVwVfG - unverzüglich nach Eingang des Zwischen- 
oder Verwendungsnachweises zu prüfen, ob

- der Zwischen- oder Verwendungsnachweis den im Zuwendungsbe-
scheid (einschließlich der Nebenbestimmungen) festgelegten Anforde-
rungen entspricht,

- die Zuwendung nach den Angaben im Zwischen- oder Verwendungs-
nachweis und ggf. den beigefügten Belegen zweckentsprechend ver-
wendet worden ist,

- der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht worden ist.

Ggf. sind Ergänzungen oder Erläuterungen zu verlangen und örtliche Erhe-
bungen durchzuführen. Vorgelegte Belege sind nach Einsichtnahme an den 
Zuwendungsempfänger zurückzugeben. 

11.2 Der Umfang und das Ergebnis der Prüfung sind in einem Vermerk (Prü-
fungsvermerk) niederzulegen. Die Prüfung kann sich auch auf Stichproben 
beschränken; soweit ein begründeter Verdacht auf Missbrauch der Landes-
mittel besteht, ist eine vollständige Prüfung aller Sachverhalte erforderlich. 

11.3 Die prüfende Stelle übersendet den nach Nr. 1.4 beteiligten Stellen eine 
Ausfertigung des Sachberichts und des Prüfungsvermerks. 

11.4 Je eine Ausfertigung des Prüfungsvermerks ist mit einer Ausfertigung des 
Zwischen- oder Verwendungsnachweises zu den Bewilligungsakten zu 
nehmen und der Rechnung legenden Stelle mit den zur Einordnung in die 
Belegsammlung erforderlichen Angaben zu übersenden. Die Rechnung le-
gende Stelle hat die ihr übersandten Prüfungsvermerke und die Zwischen- 
und Verwendungsnachweise zu den entsprechenden Rechnungsbelegen 
zu nehmen und zusammen mit der Rechnung vorzulegen. 

12 Weitergabe von Zuwendungen durch den Zuwendungsempfänger 

Wird im Zuwendungsbescheid vorgesehen, dass der Zuwendungsempfän-
ger die Zuwendung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks an Dritte als wei-
tere Zuwendungsempfänger weiterleiten darf, so ist bei der Bewilligung fest-
zulegen, unter welchen Voraussetzungen der Zuwendungsempfänger die 
Beträge weiterleiten darf und wie die zweckentsprechende Verwendung 
ihm gegenüber nachzuweisen ist. Hierbei ist sicherzustellen, dass die für 
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den Zuwendungsempfänger maßgebenden Bestimmungen des Zuwen-
dungsbescheides (einschließlich der Nebenbestimmungen), soweit zutref-
fend, auch dem Dritten auferlegt werden. 

13 Zuwendungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaften und 
Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften 

13.1 Bei Zuwendungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaften und Zu-
sammenschlüsse von Gebietskörperschaften gelten Nr. 1 bis 4, 6 bis 12, 14 
und 15 entsprechend, soweit nicht nachfolgend oder in den ANBest-GK et-
was anderes bestimmt ist.  

13.2 Zuwendungen für Investitionen werden grundsätzlich im Wege der Anteilfi-
nanzierung bewilligt (§§ 48 Abs. 2, 56 HFAG). 

13.3 Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, wenn im Einzelfall die zuwen-
dungsfähigen Ausgaben mindestens 12.500 Euro und die Zuwendung min-
destens 5.000 Euro betragen. 

13.4 Abweichend von Nr. 5 ergeben sich die Allgemeinen Nebenbestimmungen 
(ANBest-GK) i. S. des § 36 HVwVfG aus der Anlage 3. Sie sind zum Be-
standteil des Zuwendungsbescheides zu machen. 

13.5 Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen unterbleibt die Beteiligung der tech-
nischen staatlichen Verwaltung nach Nr. 6.1, wenn die Baumaßnahme von 
der bautechnischen Dienststelle des kommunalen Zuwendungsempfängers 
geplant oder geprüft worden ist. Die Richtlinien des Bundes für die Durch-
führung von Zuwendungsbaumaßnahmen (RZBau) zu den VV zu § 44 BHO 
in der jeweils gültigen Fassung sind sinngemäß anzuwenden. Von einer 
Beteiligung nach Nr. 6.1 ist ferner abzusehen, wenn die für eine Baumaß-
nahme vorgesehenen Zuwendungen von Bund und Ländern zusammen 
500.000 Euro nicht übersteigen oder wenn das Land bei der Bemessung 
der zuwendungsfähigen Ausgaben Richtsätze zugrunde gelegt hat. 

Dies gilt nicht, wenn die Zuwendung 90 Prozent oder mehr der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben beträgt. 

13.6 Für die Anforderung und Auszahlung der Zuwendungen gilt Folgendes: 

13.6.1 Schlusszahlungen sollen spätestens sechs Monate nach Vorlage des Ver-
wendungsnachweises erfolgen, sofern dies nach den Bestimmungen des 
Zuwendungsbescheides möglich ist. 

13.6.2 Zuwendungen von nicht mehr als 25.000 Euro werden erst nach Vorlage 
des Verwendungsnachweises in einer Summe ausgezahlt.  

13.6.3 Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung hat die Bewilli-
gungsbehörde in der Regel einen einfachen Verwendungsnachweis zu ver-
langen. Der einfache Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbe-
richt und einem zahlenmäßigen Nachweis, in dem die Einnahmen und Aus-
gaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch 
dargestellt werden. Auf die Vorlage der Bücher und Belege wird verzichtet. 
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13.7 

13.8 

14 

15 

15.1 

15.2 

15.3 

15.4 

15.5 

15.6 

15.7 

Für Maßnahmen mit einem Förderungszeitraum bis zu drei Jahren sind Zwi-
schennachweise nicht zu fordern. Bei Maßnahmen, die sich über einen län-
geren Zeitraum erstrecken, ist auf Verlangen des Rechnungshofs zu be-
stimmen, dass Zwischennachweise zu erbringen sind. 

Die Bewilligungsbehörde kann von einer Rückforderung absehen, wenn der 
zurückzufordernde Betrag 2.500 Euro nicht übersteigt; sie kann auf die Er-
hebung von Zinsen verzichten, wenn der Zinsanspruch 500 Euro nicht über-
steigt. 

Fälle von geringer finanzieller Bedeutung 

Beträgt die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen 
(Nr. 1.4) der Gesamtbetrag der Zuwendung bei institutioneller Förderung für 
ein Haushaltsjahr oder bei einer Projektförderung weniger als 50.000 Euro, 
kann das zuständige Ministerium bei Anwendung der Nr. 1 bis 12 im Ein-
zelfall Erleichterungen zulassen. Ein der Sachlage angemessener Verwen-
dungsnachweis ist jedoch unerlässlich. 

Besondere Regelungen 

Soweit das zuständige Ministerium nicht nach Nr. 1 bis 14 ermächtigt ist, 
Ausnahmen zuzulassen, sind solche im Einzelfall im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Finanzen möglich. 

Für einzelne Zuwendungsbereiche kann das zuständige Ministerium im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium der Finanzen ergänzende oder abwei-
chende Verwaltungsvorschriften zu Nr. 1 bis 13 (z. B. Förderrichtlinien) er-
lassen; hierzu ist der Rechnungshof nach § 96 zu hören. Werden beste-
hende Verwaltungsvorschriften geändert, ist das Ministerium der Finanzen 
ebenfalls nach Satz 1 zu beteiligen und der Rechnungshof zu hören.  

Grundsätzliche Zweifelsfragen sowie Fragen von erheblicher finanzieller 
Bedeutung, die sich bei der Anwendung der Nr. 1 bis 14 ergeben, sind im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen zu klären.  

Soweit Regelungen nach Nr. 15.1 bis 15.3 den Verwendungsnachweis be-
treffen, ist das Einvernehmen mit dem Rechnungshof herzustellen. 

Die Rechte und Pflichten der Bewilligungsbehörde nach Nr. 1 bis 15.3 ste-
hen dem Land als Zuwendungsgeber auch dann zu, wenn bei einer kapital-
mäßigen Beteiligung des Landes an dem Zuwendungsempfänger (Nr. 1.2 
zu § 65) die Bewilligungsbehörde in einem Aufsichtsorgan des Zuwen-
dungsempfängers vertreten ist. 

Das zuständige Ministerium kann Zuständigkeiten nach Nr. 1 bis 13 von 
der Bewilligungsbehörde auf nachgeordnete Dienststellen übertragen. 

Die Übermittlung elektronischer Dokumente sowie das Ersetzen der in den 
Nrn. 1 bis 14 angeordneten Schriftform durch die elektronische Form ist 
nach Maßgabe der für die elektronische Kommunikation geltenden Vor-
schriften des HVwVfG (insbes. §§ 3a, 37 und 41) zulässig. 
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Zu Abs. 2 – Verwaltung von Mitteln oder Vermögensgegenständen 

16 Begriff 

16.1 Eine Verwaltung von Landesmitteln im Sinne von § 44 Abs. 2 liegt vor, wenn 
Stellen außerhalb der Landesverwaltung beauftragt sind, Landesmittel zur 
Erfüllung bestimmter Zwecke für Rechnung des Landes (treuhänderisch) zu 
verwalten. Das Treuhandverhältnis kann offen oder verdeckt sein. 

16.2 Eine Verwaltung von Landesmitteln liegt insbesondere nicht vor, soweit 
Stellen außerhalb der Landesverwaltung 

- Mittel als Zuwendungen zur Weitergabe an Dritte als weitere Zuwen-
dungsempfänger erhalten (Nr. 12),

- Teile des Landeshaushaltsplans ausführen (§ 84 Abs. 1 Nr. 1); eine Aus-
führung von Teilen des Landeshaushaltsplans liegt vor, wenn juristische 
Personen des öffentlichen Rechts im Rahmen der gesetzlichen Auftrags-
verwaltung oder aufgrund besonderer Vereinbarung die Befugnis haben, 
Auszahlungen für Rechnung des Landes unmittelbar zu Lasten des Lan-
deshaushalts unter Anwendung der haushaltsrechtlichen Vorschriften 
des Landes anzuweisen,

- Mittel als Ersatz von Aufwendungen erhalten (§ 84 Abs. 1 Nr. 1).

16.3 Eine Verwaltung von Vermögensgegenständen des Landes liegt vor, wenn 
Stellen außerhalb der Landesverwaltung beauftragt sind, im Eigentum des 
Landes stehende Sachen, Rechte oder andere Arten von Vermögen zur 
Erfüllung bestimmter Zwecke treuhänderisch zu verwalten. Das Treuhand-
verhältnis kann offen oder verdeckt sein. 

17 Voraussetzungen 

17.1 Eine Verwaltung von Landesmitteln oder Vermögensgegenständen des 
Landes durch Stellen außerhalb der Landesverwaltung ist zulässig, wenn 
das Land an dieser Art der Verwaltung ein erhebliches Interesse hat, das 
anderweitig nicht oder nicht in dem notwendigen Umfang befriedigt werden 
kann. Eine Verwaltung von Landesmitteln ist nicht zulässig, wenn der vom 
Land verfolgte Zweck durch eine Weitergabe von Zuwendungen im Sinne 
der Nr. 12 erreicht werden kann. 

17.2 Landesmittel oder Vermögensgegenstände des Landes können von juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts sowie von Personen des privaten 
Rechts verwaltet werden, soweit diese für eine solche Verwaltung geeignet 
sind und die Gewähr für eine ordnungsmäßige Geschäftsführung bieten. 

18 Verfahren 

18.1 Der Auftrag zur Verwaltung von Landesmitteln oder Vermögensgegenstän-
den des Landes ist, soweit er nicht auf Gesetz beruht, im Wege schriftlicher 
Vereinbarung zu erteilen. Die Vereinbarung muss befristet sein und eine 
Kündigungsmöglichkeit vorsehen. 

18.2 Nach Lage des Einzelfalles ist insbesondere Folgendes zu regeln: 

18.2.1 Inhalt und Umfang des Auftrags, 



Zu § 44 Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln oder Vermögensgegenständen 

§ 44 - 18

18.2.2 Rechte und Pflichten des Auftragnehmers, Grad der zu beachtenden Sorg-
falt, 

18.2.3 bei der Weiterleitung von Landesmitteln an Letztempfänger die Bedingun-
gen der Weiterleitung und der Nachweis der zweckentsprechenden Ver-
wendung durch den Letztempfänger, 

18.2.4 Anwendung von gesetzlichen und sonstigen Vorschriften nebst Mustern, 

18.2.5 Erteilung von Unteraufträgen, 

18.2.6 Weisungsbefugnisse und Einwilligungsvorbehalte des Auftraggebers, 

18.2.7 Umfang der Mitteilungspflichten,  

18.2.8 gesonderte Buchführung und Rechnungslegung für die Mittel und Vermö-
gensgegenstände des Landes,  

18.2.9 Auszahlungsverfahren, 

18.2.10 Behandlung von Rückeinnahmen, 

18.2.11 Haftung des Auftragnehmers, 

18.2.12 Nachweis über die Verwaltung, 

18.2.13 Prüfungsrechte des Auftraggebers, 

18.2.14 Ersatz des Aufwands des Auftragnehmers. 

18.3 Regelungen nach Nr. 18.2 bedürfen der Einwilligung des Ministeriums der 
Finanzen und, soweit sie die Buchführung, die Rechnungslegung und den 
Nachweis über die Verwaltung betreffen, auch des Rechnungshofs. 

Das Ministerium der Finanzen kann auf seine Befugnisse verzichten. 
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